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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie für 
deren Umfang, was folgt: 


. 

(1) Jeder Stadtkreis und jeder Landkreis hat für ſeinen Bezirk ein 
Schätzungsamt zu errichten. 8 

() Zu einem Landkreiſe gehörende Städte mit mehr als 25 000 Einwohnern 
ſind befugt, ein felbftändiges Schätzungsamt zu errichten. Städten mit mehr 
als 10 000 Einwohnern, den ſelbſtändigen Städten der Provinz Hannover und 
Landgemeinden (Landbürgermeiſtereien in der Rheinprovinz, Amtern in Weſtfalen) 
mit mehr als 25 000 Einwohnern kann der Regierungspräſident nach Anhörung 
des Kreisausſchuſſes die Errichtung eines ſelbſtändigen Schätzungsamts geftatten. 

6) Stadtkreiſe, Landkreiſe und zur Errichtung eines Schätzungsamts be⸗ 
rechtigte Gemeinden können mit ihrer Zuſtimmung zur Errichtung eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Schätzungsamts zu einem Zweckverbande gemäß dem Zweckverbands⸗ 
geſetze vom 19. Juli 1911 (Geſetzſamml. S. 115) verbunden werden. Die Ver⸗ 
bindung kann auf die Schätzung der ländlichen oder der ſtädtiſchen Grundſtücke 
beſchränkt werden. 5 

(4) Die Errichtung des Schätzungsamts geſchieht durch Satzung. Die 
Satzung bedarf der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. 

6) Die Satzung wird von dem Bezirksausſchuſſe beſchloſſen, falls trotz 
einer Aufforderung der Aufſichtsbehörde die vorſchriftsmäßige Errichtung des 
Schätzungsamts nicht innerhalb einer feſtgeſetzten Friſt geſchehen iſt. 

(6) Das Schätzungsamt hat feine Schätzungsordnung zu beſchließen. Sie 
bedarf der Feſtſetzung durch den Bezirksausſchuß, ſoweit nicht gemäß § 17 das 
Provinzial (Bezirks) Schätzungsamt zuſtändig iſt. 
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982. 

ö) Die Schätzungsämter find zuſtändig zur Schätzung von Grundſtücken, 
die innerhalb ihres Geſchäftsbezirkes liegen. 

2) Für die Schätzung von Grundſtücken, die ſich über mehrere Schätzungs⸗ 
amtsbezirke erſtrecken, iſt das Schätzungsamt zuſtändig, in deſſen Bezirke der größere 
Teil des Grundſtücks liegt. Im Zweifel wird das zuſtändige Schätzungsamt 
durch die den beteiligten Schätzungsämtern gemeinſchaftliche Aufſichtsbehörde 
beſtimmt. 

) Die Vorſchrift des Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung auf die 
Schätzung von mehreren Grundſtücken desſelben Eigentümers, die eine wirtſchaft⸗ 
liche Einheit bilden und in verſchiedenen Schätzungsamtsbezirken liegen. 

(0 Den Schätzungsämtern können die Verrichtungen der Bauſchöffenämter 
(Reichsgeſetz über die Sicherung der Bauforderungen vom 1. Juni 1909, Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 449) übertragen werden. 


3. 

(1) Eine Schätzung durch das Schätzungsamt kann verlangen der Eigentümer 
des Grundſtücks oder ein an dem Grundſtücke Berechtigter, der ein berechtigtes 
Intereſſe an der Schätzung darlegt. 

2) Wird die Schätzung nicht auf Antrag und ohne Zuſtimmung des Eigen⸗ 
tümers verlangt, ſo iſt dieſer über den Antrag zu hören. Widerſpricht er dem 
Antrage, ſo entſcheidet der Vorſteher des Schätzungsamts. Gegen die Ent⸗ 
ſcheidung iſt innerhalb einer Woche nach ihrer Bekanntgabe an die Beteiligten 
Beſchwerde bei der Aufſichtsbehörde zuläſſig. Der Vorſteher kann die Schätzung 
davon abhängig machen, daß der Antragſteller dem Eigentümer gegenüber den 
Erſatz der Flurſchäden, die etwa durch die Schätzung verurſacht werden, über⸗ 
nimmt und einen entſprechenden Betrag dafür hinterlegt. 


6) Das Schätzungsamt iſt ferner zur Schätzung verpflichtet auf Erſuchen 


eines ordentlichen Gerichts oder einer Auseinanderſetzungsbehörde ſowie nach näherer 
Vorſchrift der Ausführungsbeſtimmungen unter Ausſchluß von Steuer⸗ und Ent⸗ 
eignungsangelegenheiten auf Erſuchen einer anderen öffentlichen Behörde. 


8 4. 

(1) Die Schätzung der Grundſtücke geſchieht nach dem gemeinen Werte. Als 
gemeiner Wert im Sinne dieſes Geſetzes iſt der Wert anzuſehen, den das Grund⸗ 
ſtück für jeden Beſitzer hat. Bei der Feſtſtellung dieſes Wertes ſind unter Berück⸗ 
ſichtigung der dauernden Eigenſchaften des Grundſtücks zum Anhalte zu nehmen 
in erſter Linie der Ertrag, den das Grundſtück bei ordnungsmäßiger Bewirt⸗ 
ſchaftung jedem Beſitzer nachhaltig gewähren kann, ſowie die im gewöhnlichen 
Verkehre für Grundſtücke in gleicher oder gleichwertiger Lage gezahlten Kaufpreiſe, 
letztere insbeſondere bei Grundſtücken, die keinen oder einen verhältnismäßig geringen 
Ertrag haben. 


erg 


e) Soweit geſetzliche Vorſchriften von vorſtehenden Beſtimmungen abweichen 
oder ſie ergänzen, ſind dieſe Vorſchriften für die Schätzung maßgebend und in 
der Schätzungsurkunde zu bezeichnen. 

(3) Bei Schätzungen des Grundſtückswerts iſt auf Verlangen des Antrags— 
berechtigten gleichzeitig der für eine mündelſichere Beleihung des Grundſtücks zu- 
läſſige höchſte Betrag feſtzuſtellen und in der Schätzungsurkunde anzugeben. 


§ 5. 

(1) Mitglieder des Schätzungsamts find der Vorſteher und deſſen Stell- 
vertreter ſowie die Schätzer. Die Zahl der Schätzer ſoll mindeſtens ſieben betragen. 
Im Bedarfsfalle können Mitglieder eines benachbarten Schätzungsamts zuge 
zogen werden. 

e) Die Schätzungen werden von dem Vorſteher und mindeſtens zwei 
Schätzern feſtgeſetzt. . 

(3) Bei Schätzungen von Grundſtücken, deren Wert vorausſichtlich zwanzig⸗ 
tauſend Mark nicht überſteigt, kann die Schätzung von nur einem Schätzer auf⸗ 
genommen werden. In dieſem Falle bedarf die Schätzung einer Feſtſetzung durch 
den Vorſteher. Beanſtandet dieſer die Schätzung, jo wird fie gemäß Abf. 2 
feſtgeſetzt. : ; 
en 10 Gegen die Schätzung ſteht dem, der ſie beantragt hat, ſowie ſtets dem 
Eigentümer des Grundſtücks die Beſchwerde zu. Dieſe iſt innerhalb einer Friſt 
von zwei Wochen nach Zuſtellung der Schätzungsurkunde zu erheben. Über die 
Beſchwerde entſcheidet, falls ihr das Schätzungsamt nicht ohne weiteres ſtattgibt, 
ein Beſchwerdeausſchuß des Schätzungsamts in der Beſetzung von fünf Mit⸗ 
gliedern mit Einſchluß des Vorſtehers. Dem Beſchwerdeausſchuſſe darf von den 
Mitgliedern, die bei der Schätzung mitgewirkt haben, außer dem Vorſteher nur 


eins angehören. 


N § 6. 
a) Bei einem Schätzungsamte können Abteilungen gebildet werden für be⸗ 
ſtimmte Teile des Geſchäftsbezirkes (örtliche Abteilungen) oder für beſtimmte 


Arten von Schätzungen (fachliche Abteilungen). 


i (2) Bei Schätzungsämtern für Landkreiſe oder für Gemeinden, die nach 
LI Abſ. 2 zur Errichtung eines Schätzungsamts berechtigt ſind, müſſen für die 
Schätzung ländlicher Grundſtücke fachliche Abteilungen gebildet werden. Aus- 
nahmen ſind mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde zuläſſig. 

6) Die Zahl der Schätzer in jeder Abteilung ſoll mindeſtens fünf be⸗ 
tragen. Für den Vorſteher eines Schätzungsamts mit Abteilungen können mehrere 
Stellvertreter beſtellt werden. 

(+) Die Aufſichtsbehörde kann anordnen, daß innerhalb eines Landkreiſes 
für eine Gemeinde (Gutsbezirk), eine Bürgermeiſterei oder ein Amt oder für 
Teile ſolcher Verbände ſowie ferner für mehrere ſolcher Verbände oder für Teile 
von ihnen gemeinſchaftlich örtliche Abteilungen gebildet werden. Die Vorſchrift 
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des § 1 Abſ. 5 findet entſprechende Anwendung. Ein Antrag eines beteiligten 

Verbandes auf Erlaß der Anordnung kann nur unter Zuſtimmung des Bezirks— 

ausſchuſſes abgelehnt werden. ; 
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() Als Mitglieder eines Schätzungsamts dürfen nicht beftellt werden: 

1. Ausländer; 

2. Perſonen, die die Befähigung zur Bekleidung öffentlicher Amter in— 
folge gerichtlicher Verurteilung verloren haben; 

3. Perſonen, gegen die das Hauptverfahren wegen eines Verbrechens oder 
Vergehens eröffnet iſt, das die Aberkennung der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte oder der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter zur Folge 
haben kann; 

4. Perſonen, die infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über 

ihr Vermögen beſchränkt find; 

„Perſonen, die das dreißigſte Lebensjahr noch nicht vollendet haben; 

Perſonen, die noch nicht drei Jahre in dem Bezirke des Amtes ſelbſt 

oder eines angrenzenden Amtes wohnen oder beſchäftigt ſind. 

(2) Die Beſtimmungen zu 5 und 6 gelten nicht für den Vorſteher und 
ſeine Stellvertreter; für die Schätzer kann die Aufſichtsbehörde Ausnahmen von 
ihnen zulaſſen. 

§ 8. 


() Als Mitglied eines Schätzungsamts darf ferner nicht beſtellt werden, wer: 

1. gewerbsmäßig Grundſtücks⸗ oder Hypothekengeſchäfte vermittelt; 

2. gewerbsmäßig den Erwerb oder die Veräußerung oder die Beleihung 
von Grundſtücken betreibt; 

3. Mitglied des Vorſtandes oder des . (Verwaltungsrats) 
einer Geſellſchaft iſt, die den gewerbsmäßigen Betrieb eines den Erwerb 
oder die Veräußerung oder die Beleihung von 3 bezwecken⸗ 
den Unternehmens zum Gegenſtande hat; 

4. bei einem der zu 1 bis 3 aufgeführten Betriebe oder Unternehmen 
beſchäftigt iſt. 

(2) Auf Spar- und Kreditgenoſſenſchaften, die nach ihren Satzungen etwaige 
Überſchüſſe nur zu gemeinnützigen Zwecken verwenden dürfen, finden die vor— 
ſtehenden Beſtimmungen keine Anwendung. 

(3) Die Aufſichtsbehörde kann Ausnahmen zulaſſen; dies gilt namentlich 
für Bauſachverſtändige und Baugewerkstreibende, die ſich nicht überwiegend mit 
dem Erwerbe von Grundſtücken zur eigenen Bebauung und ihrer Wiederveräußerung 
beſchäftigen, ſowie von ſolchen Perſonen, die vermöge ihres Berufs oder ihrer 
Vorbildung für die Schätzung von Grundſtücken beſonders geeignet ſind. 

(4) Die Mitglieder des Schätzungsamts dürfen neben ihrer amtlichen 
Tätigkeit eine gewerbsmäßige als Schätzer von Grundſtücken nicht a Diefe 
Vorſchrift gilt nicht für die Schätzertätigkeit im Auftrag öffentlicher Behörden. 


LIU 


a 
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69. 
Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn ſowie Brüder follen , 
nicht gleichzeitig Mitglieder des Schätzungsamts ſein. i 


$ 10. 


(1) Die Mitglieder des Schätzungsamts werden in Stadtkreiſen und in 
den im § 1 Abſ. 2 bezeichneten Gemeinden durch den Gemeindevorſtand, in Land⸗ 
kreiſen durch den Kreisausſchuß auf die Dauer von drei Jahren beſtellt. 

(2) In Gemeinden, in denen der Gemeindevorſtand nur von einer Perſon 
gebildet wird, geſchieht die Beſtellung durch einen aus dem Bürgermeiſter 
(Gemeindevorſteher) und vier Mitgliedern der Gemeindevertretung gebildeten Aus- 
ſchuß, die Zahl der Mitglieder der Gemeindevertretung kann durch die Satzung 
auf ſechs erhöht werden. Die Wahl dieſer Mitglieder geſchieht durch die Gemeinde⸗ 
vertretung. Den Vorſitz in dem Ausſchuſſe führt der Bürgermeiſter (Gemeinde⸗ 
vorſteher). 

(3) Bei Zweckverbänden werden der Vorſteher des Schätzungsamts und 
ſeine Stellvertreter gemäß § 19 Abſ. 1 des Zweckverbandsgeſetzes vom 19. Juli 1911 
(Geſetzſamml. S. 115) auf Beſchluß des Verbandsausſchuſſes durch den Verbands⸗ 
vorſteher, die Schätzer gemäß den Vorſchriften der Verbandsſatzung beſtellt. 

() In Landkreiſen find vor der Beſtellung der Schätzer für eine örtliche 
Abteilung die Vorſtände der an der Abteilung beteiligten Kommunalverbände 
u hören. 

. 6) Die Beſtellung eines Mitglieds iſt zu widerrufen, wenn Umſtände ein⸗ 
treten oder bekannt werden, die ſeine Beſtellung gemäß §§ 7, 8 und 9 ausſchließen. 
Sie kann widerrufen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Der Widerruf 
geſchieht durch die beſtellende Behörde (Ausſchuß); der Beteiligte iſt vorher zu 
hören. Gegen den Widerruf iſt innerhalb zwei Wochen nach Zuſtellung die 
Beſchwerde an den Bezirksausſchuß zuläſſig, der endgültig entſcheidet. f 


8. 

(1) Der Vorſteher des Schätzungsamts und feine Stellvertreter find 
Kommunalbeamte. Das Geſetz, betreffend die Anſtellung und Verſorgung der 
Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899 (Gefekfamml. S. 141) findet auf ſie 
keine Anwendung. 

e) Die Schätzer haben nur bei Ausübung der Schätzertätigkeit die Rechte 
und Pflichten der Beamten. Sie werden vor der erſten Dienſtleiſtung durch den 
Vorſitzenden der ſie beſtellenden Behörde (des Ausſchuſſes) auf die Erfüllung ihrer 
Obliegenheiten durch Handſehlag an Eides Statt verpflichtet. Dabei haben ſie zu 
geloben, daß ſie ohne Anſehen der Perſon nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
ſchätzen und die Verhandlungen ſowie die durch dieſe zu ihrer Kenntnis gelangenden 
Verhältniſſe der Beteiligten geheimhalten werden. 
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(3) Die allgemeine dienftliche Aufſicht über die Schätzer führt der Vor⸗ 
ſteher des Schätzungsamts. 

(2) Gegen die Schätzer können von dem Vorſitzenden der fie beſtellenden 
Behörde (des Ausſchuſſes) Ordnungsſtrafen bis zu neun Mark, von dem 
tegierungspräfidenten Ordnungsſtrafen bis zu neunzig Mark feſtgeſetzt werden. 
Gegen die Strafverfügungen iſt innerhalb zwei Wochen nach Zuſtellung die 
Beſchwerde zuläſſig und zwar gegen die des Vorſitzenden der beſtellenden Behörde 
(des Ausſchuſſes) an den Regierungspräſidenten, gegen die des Regierungs⸗ 
präſidenten an den Oberpräſidenten, die Entſcheidung über die Beſchwerde iſt 
endgültig. a 

(5) Amtspflichtverletzungen der Mitglieder des Schätzungsamts unterliegen 
nicht dem Geſetz über die Haftung des Staates und anderer Verbände für Amts⸗ 
pflichtverletzungen von Beamten bei Ausübung der öffentlichen Gewalt vom 
1. Auguſt 1909 (Geſetzſamml. S. 691). i 

(6) Für ihre amtliche Tätigkeit, einſchließlich Dienſtreiſen, erhalten die 
Mitglieder des Schätzungsamts eine von dem Kreiſe, der Gemeinde (§ 1 Abſ. 2) 
oder dem Zweckverbande (§ 1 Abſ. 3) feſtzuſetzende Vergütung. Falls fie in Ge⸗ 
bühren beſteht, dürfen dieſe nicht nach der Höhe des Wertes des Schätzungs⸗ 
gegenſtandes bemeſſen werden. ; 

(7) Bei einem auffälligen Mißverhältniſſe zwiſchen der feſtgeſetzten Ver 
gütung und der amtlichen Tätigkeit der Mitglieder ſetzt auf Antrag der Auffichts- 
behörde der Bezirksausſchuß die Vergütung feſt. g 


$12. 
Ein Mitglied des Schätzungsamts ift von der Teilnahme an deſſen Ver⸗ 
richtungen ausgeſchloſſen: 25 
1. in Angelegenheiten, an denen es ſelbſt beteiligt iſt oder in denen es 
zu einem Beteiligten in dem Verhältnis eines Mitberechtigten oder 
Mitverpflichteten ſteht 
Jin Angelegenheiten feiner Ehefrau, auch wenn die Ehe nicht mehr 
beſteht a 
3. in Angelegenheiten einer Perſon, mit der es in gerader Linie oder im 
zweiten Grade der Seitenlinie verwandt oder verſchwägert ift; 
4. in Angelegenheiten, in denen es als Vertreter eines Beteiligten beſtellt 
oder als deſſen geſetzlicher Vertreter zu handeln berechtigt iſt. 


1 


8 
() Ein Mitglied des Schätzungsamts kann ſich der Ausübung ſeiner dienſt⸗ 
lichen Obliegenheiten wegen Befangenheit enthalten. 

E) Ein Mitglied des Schätzungsamts kann wegen Beſorgnis der Befangen⸗ 
heit abgelehnt werden, wenn ein Grund vorliegt, der geeignet iſt, Mißtrauen 
gegen die Unparteilichkeit des Mitglieds zu rechtfertigen. Das Ablehnungsrecht 


en 


ä 


ſteht dem, der die Aufnahme der Schätzung beantragt hat, und ſtets dem Eigen— 
tümer des Grundſtücks zu. 

(3) Über das Ablehnungsgeſuch beſchließen der Vorſteher und mindeſtens 
zwei Schätzer. Bei der Beſchlußfaſſung darf das abgelehnte Mitglied nicht mit⸗ 
wirken. Falls die Beſchlußfaſſung infolge der Ausſchließung abgelehnter Mit⸗ 
glieder oder infolge Behinderung der übrigen Mitglieder nicht möglich iſt, ent— 
ſcheidet über das Ablehnungsgeſuch der Vorſitzende der die Mitglieder beſtellenden 
Behörde (des Ausſchuſſes). 

§ 14. 


Eine Rechtshandlung des Schätzungsamts iſt nicht aus dem Grunde 
unwirkſam, weil ein Mitglied mitgewirkt hat, das nach §§ 7, 8 und 9 nicht 
beſtellt werden durfte oder das nach §§ 12 und 13 von der Mitwirkung aus- 
geſchloſſen war. 

$ 15. 


() Zur Beſchaffung der Schätzungsunterlagen haben alle ſtaatlichen und 
kommunalen (kommunalſtändiſchen) Behörden dem Schätzungsamte nach näherer 
Vorſchrift der Ausführungsbeſtimmungen die Einſicht von Büchern, Akten, 
Urkunden uſw. zu geſtatten und auf Erſuchen Abſchriften aus dieſen ſowie ſonſtige 
Auskünfte zu erteilen. 

(2) Der Eigentümer und der Nießbraucher des zu ſchätzenden Grundſtücks 
oder ihre Stellvertreter ſind verpflichtet, dem Schätzungsamte nach beſtem Wiſſen 
und Gewiſſen über die für die Ermittlung des Grundſtückswerts weſentlichen 
Tatſachen Auskunft zu erteilen. Im Weigerungsfall erliſcht das Beſchwerderecht 
gegen die Schätzung. 

$ 16. 

(1) Für den Bezirk des Verbandes Groß Berlin wird ein Oberſchätzungsamt 
unter entſprechender Anwendung des Zweckverbandsgeſetzes für Groß Berlin vom 
19. Juli 1911 Geſetzſamml. S. 123) von dem Verbande ſeitens der Verbands⸗ 
verſammlung durch Satzung errichtet. 

e) Mit Zuſtimmung des Oberpräſidenten kann der Geſchäftsbezirk des 
Oberſchätzungsamts auf Teile des Verbandsgebiets beſchränkt werden. In dieſem 
Falle ſind bei Schätzungsämtern, deren Geſchäftsbezirk nur teilweiſe zum Geſchäfts⸗ 
bezirke des Oberſchätzungsamts gehört, für die zu letzterem gehörenden Teile ört⸗ 
liche Abteilungen (§ 6) zu bilden. Auf dieſe Abteilungen findet die Vorſchrift 
des § 6 Abſ. 2 keine Anwendung. 5 

6) Das Oberſchätzungsamt entſcheidet über Beſchwerden gegen Schätzungen 
der Schätzungsämter für Grundſtücke innerhalb des Verbandsgebiets an Stelle 
des Beſchwerdeausſchuſſes ($ 5 Abſ. 4). 

(%) Mitglieder des Oberſchätzungsamts find der Obervorſteher, deſſen Stell— 
vertreter und die Schätzer. Für den Obervorſteher können mehrere Stellvertreter 
beſtellt werden. 
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(5) Bei der Entſcheidung über Beſchwerden gegen Schätzungen wirken außer 
dem Obervorſteher mindeſtens vier Schätzer mit, die aus der Zahl der Schätzer 
der zum Geſchäftsbezirke des Oberſchätzungsamts gehörenden Schätzungsämter 
einberufen werden. Von den Schätzern des Schätzungsamts, das die angefochtene 
Schätzung erlaſſen hat, ſollen zur Entſcheidung der Beſchwerde zwei Schätzer zu⸗ 
gezogen werden, von denen einer bei der angefochtenen Schätzung mitgewirkt hat. 

() Dem Obervorſteher liegt die Beſchaffung und Bearbeitung der Schätzungs⸗ 
unterlagen (§ 15) für den geſamten Geſchäftsbezirk des Oberſchätzungsamts ob. 
Ferner iſt er gegenüber den eee innerhalb des Verbandsgebiets, 
ſoweit 15 zum Geſchäftsbezirke des Oberſchätzungsamts gehören, befugt: 

die Vorlegung der eingehenden Schätzungsanträge, die rechtzeitige An⸗ 
zeige der Sitzungen für die Feſtſetzung der S Schätzungen, die Mitteilung 
von Abſchriften der Schätzungsurkunden binnen drei Tagen nach Feſt— 
ſetzung der Schätzungen ſowie die Mitteilung von ſonſtigen Verhand⸗ 
lungen in Schätzungsangelegenheiten zu verlangen; 
2. in ihm wichtig erſcheinenden Fällen den Vorſitz bei der Feſtſetzung der 
Schätzungen mit Stimmrecht zu führen; 
3. gegen Schätzungen Beſchwerde beim Oberſchätzungsamt innerhalb zwei 
Wochen nach Eingang der Abſchrift der Schätzungsurkunde zu erheben. 

(7) In den Fällen, in denen der Obervorſteher den Vorſitz bei der Feſt⸗ 
ſetzung von Schätzungen gemäß Abſ. 6 zu 2 führt, nimmt außer den erforder⸗ 
lichen Schätzern auch der Vorſteher des Schätzungsamts an der Feſtſetzung mit 
Stimmrecht teil. 

(5) Der Obervorſteher und feine Stellvertreter werden vom Oberpräſidenten 
beſtellt und ſtehen unter ſeiner Dienſtaufſicht. Sie ſind obere Beamte des Ver⸗ 
bandes Groß Berlin und können auf höchſtens zwölf Jahre beſtellt werden. Im 
übrigen finden auf ſie die für die Vorſteher der Schätzungsämter geltenden Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes mit Ausnahme der Vorſchrift des § 10 Abſ. 5 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

(h) Die Mitglieder des Oberſchätzungsamts erhalten für ihre amtliche 
Tätigkeit, einſchließlich Dienſtreiſen, eine von dem Verbande feſtzuſetzende Ver⸗ 
gütung. Falls ſie in Gebühren beſteht, dürfen dieſe nicht nach der Höhe des 
Wertes des . bemeſſen werden. Das Geſetz, betreffend die 
Anſtellung und Verſorgung der Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 141) findet auf fie keine Anwendung. Amtspflichtverletzungen der 
Mitglieder des Oberſchätzungsamts unterliegen nicht dem Geſetz über die Haftung 
des Staates und anderer Verbände für Amtspflichtverletzungen von Beamten bei 
Ausübung der öffentlichen Gewalt vom 1. August 1909 (Geſetzſamml. S. 691). 

(10) Die Vorſchriften des § 1 Abſ. 5 und § 11 Abſ. 7 finden mit der 
Maßgabe entſprechende Anwendung, daß an Stelle des Bezirksausſchuſſes die Be⸗ 
ſchlußbehörde für Groß Berlin tritt. 

(i) Für die zum Geſchäftsbezirke des Oberſchätzungsamts gehörenden 
Se werden die Obliegenheiten des Bezirksausſchuſſes von der Be- 
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ſchlußbehörde für Groß Berlin wahrgenommen. Dies gilt bei Schätzungsämtern, 
deren Geſchäftsbezirk nur teilweiſe zu dem Geſchäftsbezirke des Oberſchätzungs⸗ 
amts gehört (Abſ. 2), nur für die zugehörigen örtlichen Abteilungen. 

(12) Gegen die Entſcheidungen der Beſchlußbehörde für Groß Berlin iſt 
binnen vier Wochen die Beſchwerde an die zuſtändigen Miniſter zuläſſig. 

(13) Dem Verbandsausſchuſſe ſteht ein Aufſichtsrecht gegenüber den zum 
Geſchäftsbezirke des Oberſchätzungsamts gehörenden Schätzungsämtern nicht zu. 


§ 17. 

(1) Die Provinzialverbände, in der Provinz Heſſen⸗Naſſau der Bezirks- 
verband des Regierungsbezirkes Caſſel, haben für ihren Bezirk ein Provinzial 
(Bezirks-) Schätzungsamt durch Satzung zu errichten. Die Satzung bedarf der 
Genehmigung der zuſtändigen Miniſter. 

(2) Das Provinzial- (Bezirks-) Schätzungsamt hat gegenüber den zu feinem 
Bezirke gehörenden Schätzungsämtern für Landkreiſe und für Gemeinden, die nach 
1 Abf. 2 zur Errichtung eines Schätzungsamts berechtigt find, nach näherer 
Vorſchrift der Ausführungsbeſtimmungen folgende Aufgaben für die Schätzung 
ländlicher Grundſtücke: 

1. die Schätzungsämter bei den Schätzungen zu beaufſichtigen; 

2. die Schätzungsunterlagen zu ſammeln und zu bearbeiten ſowie die 

Schätzungsordnungen der Schätzungsämter feſtzuſetzen ) 

3. die Schätzungen der Schätzungsämter für beſtimmte Arten von Grund⸗ 
ſtücken von beſonderem Werte oder von beſonderer Eigenart, die durch 
die Satzung des Provinzial- (Bezirks-) Schätzungsamts bezeichnet werden, 
feſtzuſetzen. 

(3) Das Provinzial- (Bezirks) Schätzungsamt beſteht aus dem Vorſitzenden, 

Den Stellvertreter und mindeſtens ſieben Beiſitzern. Die nach Abſ. 2 zu 3 


dem Provinzial⸗ (Bezirks-) Schätzungsamt obliegende Feſtſetzung der Schätzung 


iſt von dem Vorſitzenden und mindeſtens zwei Beiſitzern vorzunehmen. Der Vor⸗ 
ſitzende und fein Stellvertreter find obere Beamte des Provinzial⸗ (Bezirks-) 
Verbandes. Sie werden auf höchſtens zwölf Jahre, die Beiſitzer auf höchſtens 
drei Jahre beſtellt. Die Beſtellung der Beiſitzer geſchieht durch den Provinzial⸗ 
(Landes⸗) Ausſchuß. Amtspflichtverletzungen der Mitglieder des Provinzial⸗ 
(Bezirks-) Schätzungsamts unterliegen nicht dem Geſetz über die Haftung des 


Staates und anderer Verbände für Amtspflichtverletzungen von Beamten bei 


Ausübung der öffentlichen Gewalt vom 1. Auguſt 1909 (Geſetzſamml. S. 691). 
(4) Die Vorſchriften der §§ 7, 8, 9, 10 Abſ. 5, §§ 12, 13, 14, 15 Abſ. 1 
gelten ſinngemäß, und zwar die Vorſchrift des $ 10 Abſ. 5 nur für die Beiſitzer 
des Provinzial⸗ (Bezirks-) Schätzungsamts und mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle des Bezirksausſchuſſes der Provinzialrat tritt. € 2 
(5) Gegen die Feſtſetzung der Schätzungen durch das Provinzial- (Bezirks-) 
Schätzungsamt ſteht dem, der die Schätzung beantragt hat, ſowie ſtets dem Eigen- 
Geſetzſammlung 1918. (Nr. 1165811659.) 24 


tümer des Grundſtücks die Beſchwerde zu. Über die Beſchwerde entſcheidet ein 
Beſchwerdeausſchuß des Provinzial⸗ (Bezirks⸗ Schätzungsamts. Für ſeine Zu⸗ 
ſammenſetzung und für die Beſchwerdefriſt gelten die Vorſchriften des § 5 Abf. 4 
ſinngemäß. 

(e) Auf die zum Bezirke des Oberſchätzungsamts Groß Berlin gehörenden 
Schätzungsämter und örtlichen Abteilungen von Schätzungsämtern ($ 16) finden 
die vorſtehenden Beſtimmungen keine Anwendung. 


§ 18. 

Zur Unterſtützung der zuſtändigen Miniſter in der Verwaltung des Schätzungs⸗ 
weſens für Grundſtücke, insbeſondere bei der Beaufſichtigung der Provinzial⸗ 
(Bezirks-) Schätzungsämter, wird ein Landes⸗Schätzungsamt durch Königliche Ver⸗ 
ordnung errichtet. Das Landes⸗Schätzungsamt iſt eine dieſen Miniſtern unmittelbar 
unterſtellte Behörde. N 

$ 19. 

Aufgehoben werden folgende geſetzliche Vorfchriften: 

J. Geſetz vom 15. Juni 1840 über die Abſchätzung der Grundſtücke von 
geringerem Werte (Geſetzſamml. S. 131); 

2. Geſetz vom 4. Mai 1857, betreffend die Vereinfachung des Tapver⸗ 
fahrens für Grundſtücke von geringerem Werte in den Landesteilen, in 
denen die Allgemeine Gerichtsordnung Gültigkeit hat (Geſetzſamml. 
S. 445); N 8 

35 Oſtpreußiſches Provinzialrecht Zuſatz 29 Abſ. 3, unbeſchadet der Be— 
ſtimmung, daß in allen Fällen der Ertrag mit ſechs vom Hundert zu 
Kapital zu rechnen und dieſem der Wert der keinen wirklichen Ertrag 
gewährenden Realitäten hinzuzufügen tft; f 

4. Allerhöchſte Kabinettsorder vom 1. Juli 1834, betreffend die Taxation 
unbepfandbriefter adliger Landgüter durch die Kreditdirektion (Geſetz⸗ 
ſamml. ©. 88); 

5. Verordnung vom 8. Januar 1831 über die Maßgaben, unter welchen 
die Taxationsgrundſätze der Poſenſchen Landſchaft bei Aufnahme gericht⸗ 
licher Taxen der Rittergüter im Großherzogtume Poſen anzuwenden 
ſind (Geſetzſamml. S. 1); 

6. Allerhöchſte Kabinettsorder vom 30. November 1840, betreffend die 
Anwendung der Revidierten Taxordnung für die zu dem landſchaft⸗ 
lichen Kreditverein im Großherzogtume Poſen gehörigen Güter und 
der dazugehörigen „Revidierten Spezialgrundſätze“ bei der Aufnahme 
gerichtlicher Taxen von den Rittergütern im Großherzogtume Poſen 
(Geſetzſamml. 1841 S. 1); a 

„Verordnung vom 3. Auguſt 1845, betreffend eine Abänderung des 
$ 1 der Allerhöchſten Kabinettsorder vom 30. November 1840 (Geſetz— 
ſamml. S. 594), 8 


— 


„ 


8. Allerhöchſte Kabinettsorder vom 23. September 1847, betreffend die 
Aufnahme der Taxen derjenigen adligen Güter im Großherzogtume 
Poſen, welche weder zum Verbande des Poſenſchen noch des Weſt— 
preußiſchen Kreditſyſtems gehören (Geſetzſamml. 1848 S. 17); 

9. § 13 Titel V der Hanauer Untergerichtsordnung vom 2. Januar 1764; 

10. § 14 der Inſtruktion über den Vollzug des Bayeriſchen Hypotheken⸗ 
geſetzes vom 13. März 1823 nebſt Beilage V zur Inſtruktion (Re 
gierungs⸗ und Intelligenzblatt für das Königreich Bayern S. 503 
und 802); 

11. Artikel 10 Abs. 2 der Hannoverſchen Verordnung vom 24. Januar 1828, 
die Beaufſichtigung der Privat⸗Feuer⸗Verſicherungs⸗Anſtalten betreffend 
(Hannov. Geſetzſamml. I. Abt. S. 3). i 


§ 20. N 
Aufgehoben werden folgende geſetzliche Vorſchriften, ſoweit ſie ſich auf die 
Schätzung von Grundſtücken beziehen: i 
1. § 86 Teil 2 Titel 7 des Allgemeinen Landrechts und Teil 2 Titel 6 der 
Allgemeinen Gerichtsordnung, einſchließlich des §H 437 Anhang zu § 12 
und des § 438 Anhang zu § 14; 

Verordnung vom 20. November 1811 wegen Ernennung beſtändiger 
Taxatoren für die Herzogtümer Schleswig und Holſtein (Chrono⸗ 
logiſche Sammlung der Verordnungen und Verfügungen für die Her⸗ 
zogtümer Schleswig und Holſtein S. 326); 

3. Artikel 110 Abſ. 1 Satz 2, Artikel 119 Abſ. 2 und Artikel 127 des 
Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 
1899 Geſetzſamml. S. 249) und zwar Artikel 127 unbeſchadet der 
Vorſchrift des § 24 dieſes Geſetzes. 


1 


8§ 21. 
An Stelle einer gerichtlichen Taxe für Grundſtücke im Sinne des All⸗ 


gemeinen Landrechts und der Allgemeinen Gerichtsordnung tritt eine Schätzung 
des Schätzungsamts. 


8 § 22. 

Aufgehoben wird die für die Schätzung von Grundſtücken beſtehende Zu— 
ſtändigkeit: 

1. des Feldgerichts in Wiesbaden; 

2. der Feldgeſchworenen, Ortsſchätzer, Feldgerichte und Ortsgerichte im 

Stadtkreiſe Frankfurt a. M.; ö 
3. der Ortsſchätzer im Regierungsbezirke Caſſel; 
4. der Amtsgerichte in Neuvorpommern und Rügen. 
24 * 
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§ 23. 
(1) An Stelle des Artikel 73 § 1 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche tritt folgende Beſtimmung: 

Eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld an einem 
in Preußen belegenen Grundſtück iſt für die Anlegung von Mündelgeld 
als ſicher anzuſehen, wenn ſie innerhalb des Betrags zu ſtehen kommt, 
der durch eine Schätzung eines öffentlichen Schätzungsamts (Orts 
gerichts) als mündelſicher feſtgeſtellt iſt, oder wenn ſie bei ſtädtiſchen 
Grundſtücken hinſichtlich der Gebäude innerhalb der erſten Hälfte des 
durch Schätzung einer öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalt feſtgeſtellten 
Wertes oder bei ländlichen Grundſtücken innerhalb der Beleihungsgrenze 
einer öffentlichen landſchaftlichen (vitterfchaftlichen) Kreditanſtalt zu 
ſtehen kommt. Der vom Schätzungsamte (Ortsgerichte) feſtzuſtellende 
Betrag darf jedoch bei ſtädtiſchen Grundſtücken die erſten ſechs Zehntel, 
bei ländlichen Grundſtücken die erſten zwei Drittel des Grundſtücks⸗ 
werts nicht überſteigen. 5 


e) An Stelle des Artikel 73 § 2 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche tritt folgende Beſtimmung: 


§2. 

(1) Eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld an 
einem in Preußen belegenen Grundſtück iſt für die Anlegung von 
Mündelgeld ferner als ſicher anzuſehen, wenn ſie innerhalb des fünfzehnfachen 
oder, ſofern ihr kein anderes der Eintragung bedürfendes Recht im 
Range vorgeht oder gleichfteht, innerhalb des zwanzigfachen des ſtaatlich 
ermittelten Grundſteuerreinertrags zu ſtehen kommt. Statt des 
zwanzigfachen Grundſteuerreinertrags iſt bei Grundſtücken, die von einer 
preußiſchen öffentlichen Kreditanſtalt, die durch Vereinigung von Grund: 
beſitzern gebildet iſt und durch ſtaatliche Verleihung Rechtsfähigkeit 
erlangt hat, oder von einer preußiſchen provinzial- (kommunal.) ſtändiſchen 
öffentlichen Grundkreditanſtalt ſatzungsgemäß ohne beſondere Ermitt⸗ 
lungen bis zu einem größeren Vielfachen beliehen werden können, das 
größere Vielfache, ſofern es jedoch den dreißigfachen Betrag überſteigt, 
dieſer Betrag maßgebend. 

(2) Für einzelne Bezirke kann durch Königliche Verordnung ſtatt 
des zwanzigfachen Grundſteuerreinertrags ein das Vierzigfache nicht 
überſteigendes größeres Vielfaches beſtimmt werden. 

6) Im Artikel 74 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
tritt zu 3 an Stelle der Ziffer „78 § 1 Abſ. 2“ die Ziffer „573 § 2 Abſ. 17, 

(4) An Stelle des zweiten Abſatzes des Artikel 83 des Ausführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche tritt folgende Beſtimmung: 
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Der Reinertrag iſt nach den Schätzungsgrundſätzen zu ermitteln, 
die für das zur Schätzung des Landguts zuſtändige öffentliche 
Schätzungsamt (Ortsgericht) maßgebend ſind. 


$ 24. 

Unberührt bleiben die Vorſchriften für die im Oberlandesgerichtsbezirke 
Frankfurt, mit Ausnahme der Stadtkreiſe Wiesbaden und Frankfurt a. M., und 
in den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietsteilen des Oberlandesgerichts⸗ 
bezirkes Caſſel beſtehenden Schätzungsbehörden (Ortsgerichte, Schätzungsämter, 
Bürgermeiſter in Burgau). 

8 25. 

() Für preußiſche Anſtalten des öffentlichen Rechtes, die die Beleihung 
von Grundſtücken betreiben, mit Ausnahme der landſchaftlichen (eitterfchaftlichen) 
Kreditanſtalten kann durch Königliche Verordnung beſtimmt werden, daß vor der 
Beleihung eines Grundſtücks eine Schätzung eines öffentlichen Schätzungsamts 
(Ortsgerichts) einzuholen iſt und daß der bei der Beleihung angenommene Wert 
den durch eine ſolche Schätzung feſtgeſtellten Wert nicht überſteigen darf. 

(2) Der Einholung der Schätzung eines öffentlichen Schätzungsamts (Orts⸗ 
gerichts) bedarf es nicht für die Beleihung eines Grundſtücks, die nach Artikel 73 
des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch ohne Schätzung des Grund— 
ſtücks als mündelſicher gilt. 

(3) Während der Dauer von zehn Jahren ſeit dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes iſt eine Beſtimmung gemäß Abſ. 1 nicht zuläſſig für die Beleihung eines 
Grundſtücks mit Tilgungshypotheken (Abzahlungshypotheken), die an die Stelle 
bereits vorhandener Hypotheken treten. Den Hypotheken ſtehen im Sinne dieſer 
Vorſchrift Grundſchulden gleich. 

() Vor dem 1. Juli 1925 iſt, unbeſchadet der Vorſchriften des Abſ. 2 
und 3, eine Beſtimmung gemäß Abſ. 1 nur zuläſſig für die Beleihung von 
Neubauten ſowie von nicht mit Hypotheken oder Grundſchulden belaſteten Grund— 
ſtücken. Dies gilt für Gebiete, in denen dieſes Geſetz nach der Beſtimmung des 
§ 27 Abſ. 1 Satz 3 in Kraft geſetzt wird, mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
des 1. Juli 1925 der 1. Juli 1922 tritt. 


§ 26. 

() Gebäude ſtehen im Sinne dieſes Geſetzes Grundſtücken gleich. Dies 
gilt für nicht vollendete Gebäude, inſoweit als ſie ausgeführt ſind. 

(2) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden auf die Schätzung von Be- 
rechtigungen, für die die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften gelten, 
entſprechende Anwendung. 

827. 

(1) Dieſes Geſetz tritt nicht vor Ablauf von fünf Jahren ſeit der Beendis 

gung des Kriegszuſtandes in Kraft. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens wird durch 


Er 


Königliche Verordnung beftimmt. Das Geſetz kann bereits früher als nach Ab— 
lauf von fünf Jahren ſeit der Beendigung des Kriegszuſtandes in Kraft geſetzt 
werden für einzelne Provinzen (Bezirksverbände in der Provinz Heſſen⸗Naſſau, 
den Hohenzollernſchen Landeskommunalverband) mit Zuſtimmung des Provinzial⸗ 
landtags (Kommunallandtags), für den Bezirk des Verbandes Groß Berlin mit 
Zuſtimmung der Verbandsverſammlung und für einzelne Kreiſe mit Zuſtimmung 
der Gemeindevertretung. 

() Die Beſtimmung des $ 23 Abſ. 1, nach welcher eine Hypothek, eine 
Grundſchuld oder eine Rentenſchuld an einem in Preußen belegenen Grundſtücke 
bei der Anlegung von Mündelgeld als ſicher anzuſehen iſt, wenn ſie bei länd⸗ 
lichen Grundſtücken innerhalb der Beleihungsgrenze einer öffentlichen landſchaft⸗ 
lichen (ritterſchaftlichen) Kreditanſtalt zu ſtehen kommt, tritt an Stelle der die 
Beleihung innerhalb der erſten zwei Drittel einer Taxe der Anſtalt vorſehenden 
Beſtimmung im Artikel 73 §1 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
bereits mit der Verkündung dieſes Geſetzes in Kraft. i 

6) Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Satzungen und Ver⸗ 
ordnungen können vor ſeinem Inkrafttreten erlaſſen werden. 

() Die Provinzial (Bezirks) Schätzungsämter und das Landes⸗Schätzungs⸗ 
amt können bereits vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes errichtet werden. Der 
Zeitpunkt der Errichtung wird für die Provinzial⸗ (Bezirks-) Schätzungsämter 
einzeln oder allgemein durch die zuſtändigen Miniſter beſtimmt. a 

6) Mit der Ausführung dieſes Geſetzes ſind die zuſtändigen Miniſter 
beauftragt. Sie ſind namentlich befugt, Beſtimmungen zu erlaſſen über die 
Erforderniſſe und die Bekanntmachung der Satzungen, über die Geſchäftsführung 
der Schätzungsämter und über das Verfahren bei der Schätzung von Grundſtücken, 
insbeſondere auch über die Schätzungsgrundſätze. f 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Anterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Großes Hauptquartier, den 8. Juni 1918. 


Siegel. Wilhelm. 
Graf v. Hertling. Friedberg. Sydow. v. Stein. 
Graf v. Roedern. v. Waldow. Spahn. Drews. 
Schmidt. v. Eiſenhart-Rothe. Hergt. Wallraf. 


ET 
(Nr. 11659.) Geſetz zur Förderung der Stadtſchaften. Vom 8. Juni 1918. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de., 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
81. 


() Die Staatsregierung wird ermächtigt, der Preußiſchen Zentral-Genoffen- 
ſchaftskaſſe zum Zwecke der Gewährung von Darlehen zur Förderung der 
Gründung von Stadtſchaften einen Betrag von zehn Millionen Mark zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. : 

(2) Die aufkommenden Zinfen find von der Preußiſchen Zentral⸗Genoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe an die Staatskaſſe abzuführen. l 

(3) Rückzahlungen find zur Verſtärkung der geſetzlichen Schuldentilgung zu 
verwenden. 

8 2. 


(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, den im § 1 Abs. 1 bezeichneten 
Betrag durch Ausgabe von Staatsſchuldverſchreibungen zu beſchaffen. An Stelle 
der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen ausgegeben 
werden, in denen der Zeitpunkt der Fälligkeit zu beſtimmen iſt. 

(2) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld⸗ 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatz⸗ 
anweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

() Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung fällig 
werdender Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters zwei Wochen vor dem Zeitpunkte 
der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuld⸗ 
papiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der 
einzulöſenden Schatzanweiſungen aufhört. 

() Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem 
Zinsfuße, zu welchen Kündigungsbedingungen und zu welchen Kurſen die Schatz⸗ 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen ausgegeben werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. Im übrigen ſind wegen der Verwaltung und Tilgung der 
Anleihe die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Konſolidation preußiſcher 
Staatsanleihen, vom 19. Dezember 1869 (Gefebfamml. S. 1197), des Geſetzes, 
betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. 
S. 43) und des Geſetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die 
Eiſenbahnverwaltung, vom 3. Mai 1903 Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 


83. 
Über die Verwendung der durch § 1 bereitgeſtellten Mittel iſt dem Land» 
tage jährlich Rechenſchaft zu geben. 


Egg 


§4. 

4) Stadtſchaften im Sinne des § 1 find preußiſche öffentliche, zufolge 
ſtaatlicher Verleihung rechtsfähige Kreditanſtalten, die durch Vereinigung von 
Eigentümern bebauter oder in der Bebauung befindlicher Hausgrundſtücke oder 
von Erbbauberechtigten zu dem Zwecke gebildet werden, den Mitgliedern der Ver⸗ 
einigung durch Hypotheken oder Grundſchulden geſicherte Tilgungs⸗ oder Ab⸗ 
zahlungsdarlehen zu gewähren. 

e) Die Stadtfchaften find durch Satzung zu errichten. Die Satzung hat 
die Grundſätze für die Gewährung, die Sicherung und die Tilgung oder Ab⸗ 
zahlung der Darlehen, die regelmäßig ſeitens der Stadtſchaft unkündbar ſein 
ſollen, feſtzuſtellen. Sie hat die Beſtimmung zu enthalten, daß jedes Mitglied 
für die Verbindlichkeiten der Stadtſchaft bis zu einem Betrage von mindeſtens 
fünf vom Hundert des auf ſeinem Grundſtück eingetragenen Darlehens haftet. 


$5. 
Dieſes Geſetz wird durch die zuſtändigen Miniſter ausgeführt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 8. Juni 1918. 


Siegel.) Wilhelm. 
Graf v. Hertling. Friedberg. Sydow. v. Stein 
Graf v. Roedern. v. Waldow. Spahn. Drews. 
Schmidt. v. Eiſenhart⸗Rothe. Hergt. Wallraf. 
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